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Den Mietmarkt sondieren | Bevor ein Geschädigter ein Ersatzauto anmietet, muss er Konkurrenzangebote einholen. Andernfalls muss er seine Eilsituation darlegen

  Nach der gefestigten Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs zu der Frage, ob ein  

Ersatzfahrzeug zu einem Unfallersatz- oder 

Normaltarif anzumieten ist, werden Geschä-

digte vor Anmietung verpflichtet, sich zumin-

dest ein oder zwei Konkurrenzangebote für 

„Normaltarife” einzuholen (BGH, Urteil vom 

2.7.1985, Az. VI ZR 177/84, NJW 1985, 2639). 

Vom Vermieter vorgelegte Preislisten stel-

len kein solches dar. Sie eignen sich grund-

sätzlich nicht als Vergleichsbasis im Sinne 

eines Angebotsvergleichs am Markt. Zudem 

bringt der BGH in diesem Zusammenhang 

die Lebenserfahrung ins Spiel, die dafür spre-

chen soll, dass der Vermieter potenzielle 

Kunden nicht auf günstigere Konkurrenz-

angebote hinweist, wozu er rechtlich auch 

nicht verpflichtet ist (BGH, Urteil vom 

14.10.2008, Az. VI ZR 210/07, DAR 2009, 32). 

„Es müsse vielmehr jedem wirtschaftlich 

denkenden Bürger klar sein, dass eine solche 

Liste – dies gelte gerade in Anbetracht der 

speziellen Anmietsituation – das tatsächlich 

vorhandene Preisniveau der einzelnen Miet-

wagenunternehmen nicht wiedergeben 

könne, da davon auszugehen sei, dass im 

Hinblick auf den Konkurrenzkampf der Miet-

wagenunternehmen in einer dem potenti-

ellen Kunden vorgelegten Liste nur ver-

gleichbar teure Tarife anderer Anbieter 

aufgenommen würden.“ (BGH a. a. O.).

Schadenminderungspflicht | Ist dem Klä-

ger ein kostengünstigerer Normaltarif be-

kannt und zugänglich und nimmt er diesen 

nicht in Anspruch, weil er nicht bereit war, 

mit den Mietwagenkosten in Vorlage zu tre-

ten oder eine Kaution zu leisten, kann ein 

Verstoß gegen seine Schadenminderungs-

pflicht in Betracht kommen. Dem Geschädig-

ten ist grundsätzlich zuzumuten, die im 

Zusammenhang mit der Instandsetzung an-

fallenden Kosten ohne Rückgriff auf einen 

Bankkredit aus eigenen Mitteln vorzustre-

cken, wenn dies ohne Einschränkung der 

gewohnten Lebensführung möglich ist 

(BGH Urteil vom 6.3.2007, Az. VI ZR 36/06, 

DAR 2007, 328). 

Dabei kommt es insbesondere für die Fra-

ge der Erkennbarkeit der Tarifunterschiede 

für den anmietenden Geschädigten darauf 

an, ob ein vernünftig und wirtschaftlich den-

kender Mensch unter dem Aspekt des Wirt-

schaftlichkeitsgebots zu einer Nachfrage 

nach einem günstigeren Normaltarif gehal-

ten gewesen wäre. Hierbei kann es erforder-

lich werden, sich geradezu aufdrängen, sich 

auch nach anderen Angeboten der jeweili-

gen Konkurrenz zu erkundigen (BGH, Ent-

scheidung vom 14.10.2008, Az. VI ZR 210/07, 

DAR 2009, 32).

Wirtschaftlichkeitsgebot auch in der Not | 
In diesem Zusammenhang kann es eine ent-

scheidende Rolle spielen, wie schnell der Ge-

Streitfall Mietwagen
Dreitageschätzung | Mietet ein Geschädigter nach einem Unfall ein Ersatzauto an, muss er Alternativangebote 

für Normal tarife einholen. Unter besonderen Umständen wird für drei Tage der Unfallersatztarif erstattet.

Dem Geschädigten ist zuzumuten, 
die anfallenden Kosten aus  

eigenen Mitteln vorzustrecken.
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schädigte ein Ersatzfahrzeug benötigt. Auch 

in einer Notsituation ist er nach dem Wirt-

schaftlichkeitsgebot gehalten, im Rahmen 

des ihm Zumutbaren von mehreren mögli-

chen Wegen den wirtschaftlicheren zu wäh-

len. Ist er in einer Eil- oder Notsituation nicht 

in der Lage, Erkundigungen einzuholen und 

ist kein Normaltarif zugänglich, können 

Mietwagenkosten in Höhe des erforderlichen 

Unfallersatztarifs verlangt und ersetzt werden 

(BGH, Urteil vom 9.3.2010, Az. VI ZR 6/09,  

DAR 2010, 462).

Mit dieser Entscheidung des BGH bleibt 

festzuhalten, dass die Einholung von Ver-

gleichsangeboten aufgrund einer besonde-

ren Eil- oder Notsituation des Geschädigten 

nicht möglich oder nicht zumutbar sein kann.

An dieser Stelle ergibt sich ein ganz  

anderes Problem: Die Einschätzung einer  

bestimmten Situation als Notlage bereitet 

Tatrichtern immer wieder Schwierigkeiten. 

Es gibt zwar bereits zahlreiche Entscheidun-

gen zur Anmietung von Mietfahrzeugen in 

Eil-oder Notsituationen. Aber die oben ge-

nannte Entscheidung des BGH macht deut-

lich, dass es hierzu bisher keine klare und 

eindeutige Linie gibt. Im entschiedenen Fall 

lag zwischen dem Unfall und der Anmietung 

eines Ersatzfahrzeugs eine Zeitspanne von 

vier Stunden, was für den BGH nicht aus-

reichte, wegen einer Eil- und Notsituation 

vom Erfordernis hinreichender Erkundigun-

gen zu Vergleichsangeboten abzusehen.

Aktuelle Rechtsprechung | Hilfreich 

könnte hier die aktuelle Entwicklung der 

Rechtsprechung (Stichwort Dreitageschät-

zung) sein. Das Landgericht Braunschweig 

hat sich gleich in mehreren Entscheidungen 

mit der Frage der Erstattung von Mietwagen-

kosten befasst. Bei sofortiger Anmietung  

eines Ersatzfahrzeuges nach einem Unfall ist 

nach Ansicht des Gerichts für die ersten drei 

Werktage, zuzüglich gegebenenfalls Sonn-

und Feiertagen, anteilig der konkret gefor-

derte Mietpreis (also auch der Unfallersatz-

tarif ) zu berücksichtigen (LG Braunschweig, 

E n t s c h e i d u n g e n  vo m  3 0 . 1 2 . 2 0 1 5 ,  

Az. 7 S 328/14, 7 S 535/14, 7 S 3/15, 7 S 98/15). 

Das Gericht legt hier besonderes Augen-

merk auf das konkrete Schadenbild und das 

vorgetragene Maß der Erforderlichkeit. Es 

geht hier weiter von einem eigenen tatrich-

terlichen Schätzungsermessen aus. Dieses 

könne bei sofortiger Anmietung den konkre-

ten Aufwand für das Mietfahrzeug für die 

ersten drei Werktage – gegebenenfalls zu-

züglich Sonn- und Feiertagen – rechnerisch 

vorrangig berücksichtigen.

Darlegung der Eil- und Notsituation |  
Allerdings möchte das Gericht die „Dreitage-

schätzung“ nur dann anwenden, wenn das 

Fahrzeug am Unfalltag ohne Verletzung der 

Schadenminderungspflicht angemietet 

werden durfte, etwa weil der Geschädigte 

keine Zeit hatte, Alternativangebote einzu-

holen und zu prüfen. Also auch hier muss der 

Geschädigte, um den gegebenenfalls teure-

ren Unfallersatztarif zu erhalten, detailliert 

vortragen, warum er keine Vergleichsange-

bote einholen konnte. Er muss seine Eilsitu-

ation und Notlage darlegen. 

Zurückkommend auf das Gebot der Wirt-

schaftlichkeit macht dies auch Sinn; das Kri-

terium eines wirtschaftlich vernünftig den-

kenden Geschädigten dar f nur dann 

zurücktreten, wenn es dringende Gründe 

gibt. Alles andere würde den Schädiger über 

Gebühr belasten. Anders ausgedrückt: Alle 

Beteiligten in einer solche Situation (Vermie-

ter und Geschädigter) sollten sich die Frage 

einmal unter dem Blickwinkel stellen, ob ein 

Geschädigter, der den Mietwagen aus der 

„eigenen Tasche“ bezahlen müsste – wenn 

es also keinen Versicherer im Hintergrund 

gäbe –, den teureren Tarif ohne Weiteres zah-

len würde. Die Antwort würde wahrschein-

lich „nein“ lauten.

Nur ortsüblicher Preis für Selbstzahler | 
In diesem Lichte ist dann auch die aktuelle 

Entscheidung des OLG Bamberg (Entschei-

dung vom 4.8.2015, Az. 5 U 272/14, DAR 

2015, 639) zu sehen. Bei nicht umgehender 

Anmietung ohne nachgewiesenen Versuch, 

ein Mietfahrzeug zu einem günstigeren Tarif 

zu erhalten, steht dem Geschädigten nur der 

ortsübliche Mietpreis für Selbstzahler zu. Im 

zugrunde liegenden Fall hatte die Geschä-

digte nicht dargelegt, dass sie, bevor sie zwei 

Tage nach dem Unfall das Ersatzfahrzeug  

angemietet hatte, auf dem örtlichen Markt 

versucht hat, ein Mietfahrzeug zu einem 

günstigeren Tarif („Normaltarif“) zu erhalten. 

 | Dr. Michael Ludovisy

Auch bei der Dreitageschätzung 
muss der Geschädigte  

seine Notsituation darlegen.

Mietwagenkosten | Grundsätze

 .  Erstattungsfähige Mietwagenkosten sind 

nach dem Schwacke-Automietpreisspiegel zu 

schätzen.

 .  Internetrecherchen sind unzuverlässig und 

nicht reproduzierbar, insoweit ist der Schwa-

cke-Automietpreisspiegel vorzugswürdig.

 .  Ein arithmetisches Mittel von Tabellenwerken 

weist keinen Preis aus, den ein Geschädigter 

im Rahmen seiner Nachfragepflicht erfragen 

kann.

 .  Es ist gerichtsbekannt, dass Internetpreise je 

nach Auslastung des Fuhrparks stark  variieren. 

Internet-Screenshots sind nicht geeignet dar-

zulegen, ob verbindliche  Endpreise gegeben 

sind oder nur Lockangebote; es ist nicht er-

kennbar, ob die dort aufgelisteten Fahrzeuge 

der Mietwagenklasse des Geschädigten ent-

sprechen. Die Einholung eines Sachverständi-

gengutachtens hierzu würde eine unzulässige 

Ausforschung bedeuten. Internet-Screen-

shots eines Autovermieters sind nicht geeig-

net, den Schwacke-Automietpreisspiegel als 

Schätzgrundlage infrage zu stellen.

 .  Ein Geschädigter kann nicht auf Internet-An-

gebote verwiesen werden, da die Mietzeit von 

vornherein festgelegt ist und dies bei einer 

Reparatur des Unfallfahrzeugs problematisch 

sein kann.

 .  Bei klassenniedrigerer Anmietung sind keine 

ersparten Eigenaufwendungen abzuziehen.

 .  Zusatzkosten für Winterreifen sind erstat-

tungsfähig.

 .  Auch die Kosten für eine Haftungsreduzierung 

sind zu ersetzen, selbst dann, wenn diese Kos-

ten die Reduzierung des Selbstbehalts über-

steigen würden. Mit der Dauer der Anmietung 

steigen auch die Risiken, in Unfälle verwickelt 

zu werden, gegebenenfalls auch mehrere  

Unfälle zu erleiden.

AG Köln, Entscheidung vom 18.12.2015,  

Az. 269 C 147/15, Die Verkehrsanwältin (DV) 2016, 50
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Kollision mit Radfahrer | Betriebsgefahr 

des Fahrzeugs

  Die Betriebsgefahr eines langsam auf den 

Einmündungsbereich zurollenden Fahrzeugs 

tritt hinter dem erheblichen Verschulden ei-

nes Radfahrers zurück, der trotz versperrter 

Sicht von einem Fußgängerweg aus die 

Straßen einmündung überquert. Der Rad-

fahrer hat damit die Kollision mit dem Wagen 

verursacht.

AG Wiesbaden, Entscheidung vom 1.10. 2015,  

Az. 91 C 1333/15, Die Verkehrsanwältin (DV) 2016, 24

Auffahrunfall | Keine Anrechnung der 

Betriebsgefahr 

  Das Auffahrverschulden eines Fahrers 

wiegt so stark, dass die Betriebsgefahr des 

stehenden Fahrzeugs vollständig hinter das 

Verschulden des Auffahrenden zurücktritt.

AG Oberndorf am Neckar, Entscheidung vom 

24.9.2015, Az. 2 C 153/15

Waschanlage | Sorgfaltspflichten des 

Betreibers 

  Der Betreiber einer Waschanlage ist verpflich-

tet, dafür zu sorgen, dass Fahrzeuge in der 

Waschanlage nicht beschädigt werden. Ist die 

Waschanlage konstruktionsbedingt nicht für 

serien mäßig ausgerüstete Pkw eines bestimmten 

Fahrzeugtyps geeignet, haftet der Betreiber der 

Waschanlage für Schäden am Fahrzeug durch 

den Waschvorgang (zum Beispiel Abriss des serien-

mäßigen Spoilers).

OLG Karlsruhe, Entscheidung vom 24.6.2015,  

Az. 9 U 29/14, zfs 2016, 136

Unfall | Unverzügliche Schadenmeldung 

  Der Geschädigte muss gemäß § 30 Abs. 1 S. 1 

VVG den Eintritt des Versicherungsfalles (Unfall) 

unverzüglich anzeigen. Eine Schadenmeldung 

erst zwei Tage nach dem Unfallereignis ist noch 

zeitnah und begründet in der Regel noch keine 

Obliegenheitsverletzung. Eine schuldhafte Verzö-

gerung ist dem Geschädigten dabei nicht vorzu-

werfen. Die Schadenmeldung bei der Polizei 

bleibt bei der Beurteilung der Voraussetzungen 

des § 30 VVG ohne Belang.

AG Kaiserslautern, Entscheidung vom 11.12.2015,  

Az. 4 C 575/13, Die Verkehrsanwältin (DV) 2016, 10

Abschleppkosten | Aufwendungsersatz 

nach Totalschaden

  Ein Versicherungsnehmer hat gegenüber sei-

ner Vollkaskoversicherung keinen Aufwendungs-

ersatzanspruch hinsichtlich der Kosten einer Ab-

schleppmaßnahme, wenn das versicherte Fahr-

zeug weitgehend zerstört ist und erkennbar über 

keinen relevanten Restwert mehr verfügt.

OLG Karlsruhe, Entscheidung vom 17.12.2015,  

Az. 12 U 101/15, r+s 2016, 121

Mietwagenkostenersatz | Arithmeti-

sches Mittel aus zwei Preisspiegeln

  Holt ein Unfallgeschädigter vor Anmie-

tung eines Mietwagens keine Vergleichsan-

gebote ein, erfolgt die richterliche Schätzung 

der angemessenen Mietwagenkosten im 

Normaltarif gemäß § 287 ZPO dadurch, dass 

der arithmetische Mittelwert aus den Tabellen 

der Schwacke-Liste und der Fraunhofer-Liste 

nach dem für den Wohnort des Geschädig-

ten geltenden Postleitzahlenbereich ermittelt 

wird. Nebenkosten wie etwa Haftungsbefrei-

ung, Abholung und Zustellung des Miet-

wagens werden hinzuaddiert.

OLG Bamberg, Entscheidung vom 4.8.2015,  

Az. 5 U 272/14
Unzulässige Rückstufung bei ermes-

sensfehlerhafter Regulierung

  Weist der Versicherungsnehmer darauf 

hin, dass er Vorschäden am gegnerischen 

Fahrzeug gesehen, jedoch keine korrespon-

dierenden Schäden am eigenen Fahrzeug 

festgestellt hat, ist der Kfz-Haftpflichtversi-

cherer vor einer Regulierung des Schadens 

zu weiterführenden Nachforschungen ver-

pflichtet. Bei Unterlassen kommt eine Höher-

stufung nicht in Betracht. Eine zur Rückstu-

fung führende Pflichtverletzung des eigenen 

Versicherungsnehmers dürfte dann nur in 

Ausnahmefällen vorliegen.

AG Brühl, Entscheidung vom 19.9.2011,  

Az. 23 C 292/11, r+s 2016, 120

Restwertangebot des Versicherers | 

Keine Wartepflicht

  Der bei einem Verkehrsunfall Geschädigte 

muss vor der Verwertung des verunfallten 

Fahrzeugs nicht auf ein Restwertangebot des 

Schädigers beziehungsweise dessen Haft-

pflichtversicherers warten. Dies gilt insbeson-

dere bei Angeboten außerhalb des allgemei-

nen regionalen Marktes. 

KG Berlin, Entscheidung vom 6.8.2015,  

Az. 22 U 6/15, SP 2016, 10

Ruhender Verkehr | Betriebsgefahr 

eines geparkten Fahrzeugs

  Auch von einem geparkten Fahrzeug kann 

grundsätzlich eine Betriebsgefahr ausgehen. 

Beteiligt im Sinne des § 17 Abs. 2 StVG ist 

aber nur der Halter eines Fahrzeugs, dessen 

Betriebsgefahr sich tatsächlich zu Lasten  

eines anderen schadenursächlich ausgewirkt 

hat. Dafür ist es erforderlich, dass sich eine 

Gefahr verwirklicht hat, die von dem Fahr-

zeug selbst ausgeht. Die bloße Anwesenheit 

eines Fahrzeugs am Unfallort genügt nicht. 

Vielmehr muss der Betrieb des Fahrzeugs 

oder eine Besonderheit des Ruhevorganges 

zum Unfall beigetragen haben.

AG Villingen-Schwenningen,  

Entscheidung vom 26.8.2015, Az. 11 C 698/14,  

Die Verkehrsanwältin (DV) 2016, 29
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